
Kraftfahrgesetz 1967 (KFG 1967) 
 
§ 101 KFG 1967 - Beladung 
 
(Abs 1) Die Beladung von Kraftfahrzeugen und Anhängern ist unbeschadet 
der Bestimmungen der Abs. 2 und 5 nur zulässig, wenn 
 
e) die Ladung und auch einzelne Teile dieser, auf dem Fahrzeug so 
verwahrt oder durch geeignete Mittel gesichert sind, dass sie den im 
normalen Fahrbetrieb auftretenden Kräften standhalten 
und der sichere Betrieb des Fahrzeuges nicht beeinträchtigt 
und niemand gefährdet wird. Die einzelnen Teile einer Ladung 
müssen so verstaut und durch geeignete Mittel so gesichert 
werden, dass sie ihre Lage zueinander sowie zu den Wänden des 
Fahrzeuges nur geringfügig verändern können. Die Ladung oder 
einzelne Teile sind erforderlichenfalls zB durch Zurrgurte, 
Klemmbalken, Transportschutzkissen, rutschhemmende Unterlagen 
oder Kombinationen geeigneter Ladungssicherungsmittel zu 
sichern. Eine ausreichende Ladungssicherung liegt auch vor, 
wenn die gesamte Ladefläche in jeder Lage mit Ladegütern 
vollständig ausgefüllt ist. 
 
Weitergehende Rechtsinformationen: www.ris.bka.gv.at 
 
 
Straßenverkehrsordnung 1960 (StVO 1960) 
 
§ 61 StVO - Verwahrung der Ladung. 
 
(Abs 1) Die Ladung ist am Fahrzeug so zu verwahren, dass sein sicherer 
Betrieb nicht beeinträchtigt, niemand gefährdet, behindert oder 
belästigt und die Straße weder beschädigt noch verunreinigt wird. Es 
ist verboten, einen Teil der Ladung nachzuschleifen, es sei denn, 
dass es sich um eine vom Straßenerhalter erlaubte Beförderung von 
Baumstämmen auf Holzbringungswegen handelt. 
 
(Abs 2) Das hintere Ende der Ladung ist, wenn sie das Fahrzeug mehr 
als 1 m überragt, deutlich zu kennzeichnen und bei Dunkelheit mit 
einer weißen Tafel mit rotem Rand aus rückstrahlendem Material zu 
versehen. 
 
(Abs 3) Ladungen, die durch Staub- oder Geruchsentwicklung oder durch 
Abfallen, Ausrinnen oder Verspritzen Personen belästigen oder die 
Straße verunreinigen oder vereisen können, sind in geschlossenen und 
undurchlässigen Fahrzeugen oder in ebenso beschaffenen Behältern zu 
befördern. Ladungen, die abgeweht werden können, sind mit Plachen 
oder dergleichen zu überdecken; dies gilt für die Beförderung von 
Heu oder Stroh sowie für Düngerfuhren jedoch nur, wenn sie mit 
Fahrzeugen transportiert werden, mit denen eine Geschwindigkeit von 
50 km/h überschritten werden darf. 
 
(Abs 4) Ladungen, die durch die Bewegung des Fahrzeuges Lärm 
verursachen können, müssen mit schalldämpfenden Unter- oder 
Zwischenlagen versehen, fest zusammengebunden oder aneinandergepresst 
werden. 
 
(Abs 5) Blendende Gegenstände sind auf offenen Fahrzeugen verhüllt zu 
befördern. 
 
(Abs 6) Ist die Ladung ganz oder teilweise auf die Straße gefallen, so 



hat der Lenker zunächst allenfalls erforderliche Maßnahmen zur 
Verhinderung von Verkehrsstörungen zu treffen, das Beförderungsgut 
von der Straße zu entfernen und die Straße zu reinigen. 
 
Weitergehende Rechtsinformationen: www.ris.bka.gv.at 
 
§ 58 StVO - Lenker von Fahrzeugen. 
 
(Abs 2) Stellt der Lenker unterwegs fest, daß der Zustand des 
Fahrzeuges oder der sich darauf befindlichen Ladung nicht den 
rechtlichen Vorschriften entspricht, und kann er einen solchen 
Zustand nicht sofort beheben, so darf er die Fahrt bis zum nächsten 
Ort, wo der vorschriftswidrige Zustand behoben werden kann, 
fortsetzen, jedoch nur dann, wenn er die notwendigen 
Sicherheitsvorkehrungen zur Hintanhaltung einer Gefährdung von 
Personen oder einer Beschädigung von Sachen trifft. 
 
Weitergehende Rechtsinformationen: www.ris.bka.gv.at 
 
 

Führerscheingesetz 1997 (FSG 1997) 
                          
§ 30a FSG - Vormerksystem - Maßnahmen gegen Risikolenker 
 
§ 30a (Abs 1) Hat ein Kraftfahrzeuglenker eines der in Abs. 2 
angeführten (13) Delikte begangen, so ist unabhängig von einer verhängten 
Verwaltungsstrafe, einer etwaigen Entziehung der Lenkberechtigung 
oder sonstiger angeordneter Maßnahmen eine Vormerkung im Örtlichen 
Führerscheinregister einzutragen. 
  
(Abs 2) Folgende Delikte sind gemäß Abs. 1 vorzumerken:… 
 
12. Übertretungen des § 102 Abs. 1 KFG 1967, wenn ein Fahrzeug 
     gelenkt wird, dessen technischer Zustand oder dessen nicht 
     entsprechend gesicherte Beladung eine Gefährdung der 
     Verkehrssicherheit darstellt, sofern die technischen Mängel 
     oder die nicht entsprechend gesicherte Beladung dem Lenker vor 
     Fahrtantritt auffallen hätten müssen; 
 
(Abs 4) Die in den § 7 Abs. 3 Z 14 oder 15, § 25 Abs. 3 zweiter Satz 
oder § 30b  genannten Rechtsfolgen treten nur dann ein, wenn die die 
jeweiligen Rechtsfolgen auslösenden Delikte innerhalb von zwei 
Jahren begangen wurden. 
 
Weitergehende Rechtsinformationen: www.ris.bka.gv.at 
 
§ 30 b - Besondere Maßnahmen 
 
§ 30b (Abs 1) Unbeschadet einer etwaigen Entziehung der 
Lenkberechtigung ist eine besondere Maßnahme gemäß Abs. 3 
anzuordnen: 
  1. wenn zwei oder mehrere der im § 30a Abs. 2 genannten Delikte in 
     Tateinheit (§ 30a Abs. 3) begangen werden oder 
  2. anlässlich einer zweiten zu berücksichtigenden Vormerkung 
     (§ 30a Abs. 4) wegen eines der in § 30a Abs. 2 genannten 
     Delikte, sofern wegen des ersten Deliktes nicht bereits eine 
     Maßnahme gemäß Z 1 angeordnet wurde. 
(Abs 3) Als besondere Maßnahmen kommen die Teilnahme an … 
  4. Vorträgen oder Seminaren über geeignete 
     Ladungssicherungsmaßnahmen … in Betracht. 
 



Weitergehende Rechtsinformationen: www.ris.bka.gv.at 

 
Kraftfahrgesetz-Durchführungsverordnung 1967 (KDV 1967) 
 
§ 59 KDV - Beladung 
 
(Abs 1) Der äußerste Punkt eines über den vordersten oder den 
hintersten Punkt des Fahrzeuges hinausragenden Teiles der Ladung  
(§ 101 Abs. 4 des Kraftfahrgesetzes 1967) muss durch eine 25 cm x 
40 cm große, weiße Tafel mit einem roten, 5 cm breiten Rand 
erkennbar gemacht sein. Die hinten an der Beladung angebrachte Tafel 
muss annähernd lotrecht und senkrecht zur Längsmittelebene des 
Fahrzeuges eingestellt sein und darf nicht mehr als 90 cm über der 
Fahrbahn liegen. Ihr roter Rand muss rückstrahlend sein. Während der 
Dämmerung, bei Dunkelheit oder Nebel oder dann, wenn es die 
Witterung sonst erfordert, müssen die äußersten Punkte der Ladung  
mit je einer Leuchte und einem Rückstrahler versehen sein; mit der 
vorne angebrachten Leuchte muss nach vorne weißes, mit der hinten 
angebrachten nach hinten rotes Licht ausgestrahlt werden; mit dem 
vorne angebrachten Rückstrahler muss im Licht eines Scheinwerfers 
nach vorne weißes oder gelbes, mit dem hinten angebrachten nach 
hinten rotes Licht rückgestrahlt werden können. 
 
(Abs 2) Im Antrag auf Erteilung der im § 101 Abs. 5 des 
Kraftfahrgesetzes 1967 angeführten Bewilligung ist anzugeben, in 
welcher Weise der beabsichtigte Transport die höchsten zulässigen 
Abmessungen, Gesamtgewichte oder Achslasten überschreitet und auf 
welchen Straßenzügen und aus welchem Grund er durchgeführt werden 
soll. 
 
(Abs 3) Bei Wirtschaftsfuhren (§ 30 der Straßenverkehrsordnung 1960) 
darf die Ladung  über die äußersten Punkte des Fahrzeuges 
hinausragen, wenn die Breite des Fahrzeuges samt der Ladung  3,5 m 
und die Länge des Fahrzeuges samt der Ladung  12 m nicht 
überschreitet. Über den seitlichen Rand des Fahrzeuges darf nur eine 
nicht starre Ladung , wie Heu, Stroh, Schilf im ungepressten Zustand 
und dergleichen, hinausragen. 
 
(Abs 4) Bei Großviehtransporten dürfen bei Querverladung der Tiere 
deren Köpfe über den äußersten Rand des Fahrzeuges hinausragen, wenn 
eine Beschmutzung anderer Straßenbenützer und eine Verletzung der 
beförderten Tiere vermieden wird. 
 
(Abs 5) Wenn bei den im § 101 Abs. 2 des Kraftfahrgesetzes 1967 
angeführten Transporten die Ladung die größte Breite des Fahrzeuges 
überragt, muss während der Dämmerung, bei Dunkelheit oder Nebel oder 
dann, wenn es die Witterung sonst erfordert, der äußerste Rand des 
Teiles der Ladung , der den äußersten Punkt der Leuchtfläche einer 
Begrenzungsleuchte oder einer Schlussleuchte seitlich um mehr als 
40 cm überragt, für jede dieser Leuchten mit einer weiteren 
Begrenzungsleuchte oder Schlussleuchte sowie mit einem Rückstrahler 
versehen sein; mit diesem Rückstrahler muss, wenn er nach vorne 
gerichtet ist, im Licht eines Scheinwerfers weißes, wenn er nach 
hinten gerichtet ist, rotes Licht rückgestrahlt werden können. 
 
Bei Boot- und Flugzeugtransporten (§ 101 Abs. 2 KFG 1967) darf die 
Ladung  über die größte Breite des Fahrzeuges hinausragen, wenn die 
größte Breite des Fahrzeuges samt der Ladung  2,55 m nicht überschreitet 
und die Entfernung des äußersten Punktes der Lichtaustritts- oder 
Leuchtfläche der Beleuchtungseinrichtungen von dem äußersten Rand der 
Ladung  nicht mehr als 40 cm beträgt (§ 14 Abs. 9 lit. b oder c KFG 1967). 



Bei anderen Transporten darf die Ladung über die größte Breite des 
Fahrzeuges seitlich jeweils um nicht mehr als 20 cm hinausragen, wenn die 
größte Breite des Fahrzeuges samt der Ladung 2,55 m nicht überschreitet 
und die über das Fahrzeug hinausragenden Ladungsteile deutlich 
gekennzeichnet sind. 
 
Weitergehende Rechtsinformationen: www.ris.bka.gv.at 

 
ADR – Europäisches Übereinkommen über die Beförderung 
gefährlicher Güter 
 
ADR 7.5.7 - Handhabung und Verstauung  
 
7.5.7.1 Die einzelnen Teile einer Ladung mit gefährlichen Gütern müssen auf 
dem Fahrzeug oder im Container so verstaut oder durch geeignete Mittel 
gesichert sein, dass sie ihre Lage zueinander sowie zu den Wänden des 
Fahrzeugs oder Containers nur geringfügig verändern können. Die Ladung kann 
z. B. durch Zurrgurte, Klemmbalken, Transportschutzkissen, rutschhemmende 
Unterlagen gesichert werden. Eine ausreichende Ladungssicherung im Sinne 
des ersten Satzes liegt auch vor, wenn die gesamte Ladefläche in jeder Lage 
mit Versandstücken vollständig ausgefüllt ist.]  
 
Weitergehend Informationen www.unece.org 
 
 

Innerbetrieblicher Verkehr !! 
 

Arbeitsmittelverordnung 2000 (AM-VO 2000) 
 
§ 23 AM-VO - Selbstfahrende Arbeitsmittel, Ladevorrichtungen 
 
§ 23 (Abs 1) Durch geeignete Maßnahmen ist für eine sichere 
Abwicklung des innerbetrieblichen Verkehrs mit selbstfahrenden 
Arbeitsmitteln zu sorgen. Insbesondere sind geeignete Maßnahmen 
festzulegen und durchzuführen, um eine Gefährdung der 
ArbeitnehmerInnen durch Umkippen, Überrollen, Wegrollen oder 
Anstoßen des Arbeitsmittels oder durch einen Zusammenstoß von 
Arbeitsmitteln und einen Gefahr bringenden Kontakt von 
ArbeitnehmerInnen mit dem Arbeitsmittel zu verhindern. 
 
(Abs 2) Für die Benutzung von selbstfahrenden Arbeitsmitteln sind 
unter Berücksichtigung der betrieblichen Gegebenheiten schriftliche 
Betriebsanweisungen zu erstellen. Für die Einhaltung der 
Betriebsanweisungen ist zu sorgen. Durch diese Betriebsanweisungen 
sind die notwendigen Maßnahmen im Sinne des Abs. 1 festzulegen, 
insbesondere Sicherheits- und Verkehrsregeln 
  1. für das Aufnehmen, die Sicherung, den Transport und das 
     Absetzen von Lasten, 
  2. für das Be- und Entladen des Arbeitsmittels, 
 
Weitergehende Rechtsinformationen: www.ris.bka.gv.at 
 
 
 
 
 


